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(Nr. 4353.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 21. Januar 1856., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr die von dem Kreiſe Schweidnitz ausgebaute 
Straße von der Reichenbacher Kreisgrenze in der Richtung von Lauter⸗ 
bach bis an die Schweidnitz-Reichenbacher Staats⸗Chauſſee zur Verbin⸗ 
dung mit Schweidnitz. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem 
Kreiſe Schweidnitz, im Regierungsbezirk Breslau, bewirkten chauſſeemaͤßigen 
Ausbau der Straße von der Reichenbacher Kreisgrenze in der Richtung von 
Lauterbach bis an die Schweidnitz⸗Reichenbacher Staats⸗Chauſſee zur Verbin⸗ 
dung mit Schweidnitz genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Ex⸗ 
propriationsrecht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf 
dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem Kreiſe 
Schweidnitz gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließ⸗ 
lich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie 
der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. 
Auch ſollen die dem Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. ö 
Der gegenwaͤrtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur Öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 21. Januar 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. i 


Jahrgang 1856. (Ir. 4353 —4354) ö 14 (Nr. 4354.) 
i Ausgegeben zu Berlin den 4, Maͤrz 1856. 
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(Nr. 4354.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft mit 
dem Domizil zu Danzig unter dem Namen „Danziger Rhederei-Aktien⸗ 
geſellſchaft“. Vom 4. Februar 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktien⸗ 
Geſellſchaft mit dem Domizil zu Danzig unter dem Namen: „Danziger 
Rhederei⸗Aktiengeſellſchaft“, welche den Zweck verfolgt, See- und Flußſchiffe, 
namentlich Dampfſchiffe, Dampfboͤte zu bauen und mit ihnen Rhedereigeſchaͤfte 
zu betreiben, auf Grund des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember 1843. Allergnaͤdigſt genehmigt und die am 27. Dezember 1855. voll⸗ 
zogenen Geſellſchaftsſtatuten beftätigt haben. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit einer neuen Ausfertigung der Sta⸗ 


tuten und des notariellen Aktes vom 27. Dezember 1855. fuͤr immer verbunden 
und mit dem Text der Statuten durch die Geſetz Sammlung und das Amts⸗ 
ee ee Regierung zu Danzig zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht wer⸗ 
den ſoll. 2 i . 
a Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 8 5 . 5 a 
Gegeben Berlin, den 4. Februar 1856. 


(. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Statut 
fuͤr die 


Danziger Rhederei-Aktiengeſellſchaft. 


Erſtes Kapitel. 
| Artikel 1. | 
Bildung, Sit Unter dem! Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung wird zwiſchen 


und Dauer der den Unterzeichneten und gllen denjenigen, welche ſich durch Erwerbung von 
Geſellſhaft. s ES Aktien 


5 3 
Aktien daran beteiligen, durch gegenwärtige Urkunde eine Aktiengeſelſſchaft 


errichtet. 4 
Dieſe Geſellſchaft erhaͤlt den Namen: 
„Danziger Rhederei-Aktiengeſellſchaft.“ 


Artikel 2. 


Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Danzig; dieſelbe hat kaufmaͤnniſche 
Rechte und Pflichten und tritt der kaufmaͤnniſchen Korporation zu Danzig bei. 


Artikel 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig Jahre beſtimmt. Sie beginnt 
mit dem erſten Tage des Kalendermonates, welcher auf denjenigen Monat folgt, 
in dem die amtliche Bekanntmachung der landesherrlichen Genehmigung dieſes 
Statuts ſtattfindet. 

Mit dem Ablauf dieſer funfzig Jahre ſoll die Geſellſchaft fuͤr einen 
neuen Zeitraum von funfzig Jahren und fo weiter je von funfzig zu funfzig 
Jahren ſtillſchweigend verlaͤngert fein und fortbeſtehen, wenn nicht in den erſten 
ſechs Monaten des vorletzten Jahres jeder der gedachten Perioden eine, wenig⸗ 
ſtens Ein Drittel aller Aktien in ſich vereinigende Zahl der Aktionaire gegen 
dieſe Verlaͤngerung Einſpruch erhoben hat. g a 

Dieſe Einſpruͤche müffen dem fungirenden Verwaltungsrathe im Sitze 
der Geſellſchaft gerichtlich oder außergerichtlich, jedoch ſchriftlich zugeſtellt und 
gleichzeitig müffen die Aktien der Opponenten bei dem Verwaltungsrathe gegen 
Empfangsbeſcheinigung hintergelegt werden. 5 

Vor Ablauf der letzten ſechs Monate des vorletzten Jahres beruft als⸗ 
dann der Verwaltungsrath eine außerordentliche Generalverſammlung, um ſie 
von der Zahl der Einſpruͤche in Kenntniß zu ſetzen und, falls die Opponen⸗ 
ten mindeſtens ein Drittel der ſaͤmmtlichen Aktien vertreten, die Fortdauer oder 
a der Geſellſchaft der Entſcheidung der Generalverſammlung zu uns 
terwerfen. 

Jede Verlängerung der Dauer der Geſellſchaft über funfzig Jahre hin⸗ 
aus bedarf übrigens der landesherrlichen Beſtaͤtigung. 


Artikel 4. 
Die Geſellſchaft hat zum Gegenſtande: See- und Flußſchiffe, nament⸗ 
lich Dampfſchiffe, Dampfboͤte zu bauen und mit ihnen Rhedereigeſchaͤfte zu 
betreiben. N 
Artikel 5. 


Alle 100 vorigen Artikel nicht ſpeziell bezeichneten Operationen ſind der 
Geſellſchaft foͤrmlich unterſagt. f 5 1 005 \ 


(Nr. 4354.) 44% Zwei⸗ 


= Mm = 
Zweites Kapitel. 


Artikel 6. 


Geſellſchafts⸗ Das Geſellſchaftskapital iſt auf zweimal hunderttauſend Thaler Preu⸗ 
desen Einh. Bitch Kurant feſtgeſetzt und zerfällt in vierhundert Aktien, jede im Betrage von 
lung. fuͤnfhundert Thalern Preußiſch Kurant. a 
Jeder Aktienzeichner iſt verpflichtet, ein Drittel oder 166% Thaler, ge⸗ 
ſchrieben: Einhundert ſechs und ſechszig zwei Drittel Thaler Preußiſch Ku⸗ 
rant auf jede Aktie ſofort und den Ueberreſt in zwei Raten binnen einem Mo⸗ 
nat nach erfolgter Zahlungsaufforderung des Verwaltungsrathes, die erlangte 
landesherrliche Genehmigung vorausgeſetzt, zu zahlen. 
Alle Zahlungen erfolgen zu Danzig bei dem von dem Verwaltungsrathe 
zu bezeichnenden und oͤffentlich bekannt zu machenden Handlungshauſe. 
Die erſte und zweite Zahlung wird durch eine einfache, auf den Namen 
des Aktionairs ausgeſtellte Quittung beſcheinigt; bei der letzten Zahlung werden 
den Einzahlenden die definitiven Aktiendokumente behaͤndigt. Promeſſen oder 
Interimsſcheine uͤber geleiſtete Partialzahlungen, die auf den Inhaber lauten, 
werden nicht ausgeſtellt. 
Sollte die landesherrliche Genehmigung nicht bis zum 31. Maͤrz 1856. 
erfolgt ſein, ſo werden die erſten Einzahlungen von 1663 Thaler pro Aktie 
den Zeichnern, jedoch ohne Zinſen, zuruͤckerſtattet. J 


Artikel 7. 


Von jeder Summe, deren Zahlung verzoͤgert wird, laufen, ohne daß es 
gerichtlicher Aufforderung beduͤrfte, von ſelbſt fuͤnf Prozent jaͤhrlicher Verzugs⸗ 
zinſen, vom Tage der Faͤlligkeit ab, zum Vortheile der Geſellſchaft. 


Artikel 8. 


Iſt die ausgeſchriebene Einzahlung nicht puͤnktlich am Verfalltage ge⸗ 
leiſtet, ſo werden die Nummern der Zeichnungen, welche im Ruͤckſtande find, 
in den im Artikel 35. bezeichneten Tagesblaͤttern veröffentlicht. a 

Vier Wochen nach dieſer Veroͤffentlichung hat die Geſellſchaft das Recht, 
die betreffenden Aktien fuͤr Rechnung und Gefahr der Saͤumigen durch einen 
vereideten Maͤkler verkaufen zu laſſen, es ſei im Ganzen oder Einzelnen, an 
einem Tage oder zu verſchiedenen Zeiten, ohne alle Klage oder gerichtliche 
Foͤrmlichkeit. 5 

Die Interimsquittungen uͤber die alſo verkauften Aktien erloͤſchen von 
ſelbſt; dies wird in den bezeichneten Blaͤttern veröffentlicht und den Kaͤufern 
werden neue Interimsquittungen unter denſelben Nummern ausgefertigt. 

Durch die der Geſellſchaft im gegenwaͤrtigen Artikel eingeraͤumten Be⸗ 
fugniſſe ſoll dieſelbe nicht behindert ſein, gleichzeitig die gewoͤhnliche Rechts⸗ 
hülfe gegen die ſaͤumigen Aktionaire in Anwendung zu bringen. 

Ar⸗ 
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Artikel 9. . 


Der Erlös aus dem Verkaufe nach Abzug der Koſten gehört der Ge⸗ 
ſellſchaft auf Höhe des Betrages der Schuld des im Ruͤckſtande gebliebenen 
Aktionairs. Reicht der Erloͤs nicht aus, um die Schuld zu tilgen, ſo bleibt 
der Aktionair für den Ausfall verhaftet. Ein ſich etwa herausſtellender Ueber⸗ 
ſchuß kommt demſelben zu Gute. f 


Artikel 10. 


Das Geſellſchaftskapital kann auf den Antrag des Verwaltungsrathes 
durch Beſchluß der Generalverſammlung der Aktionaire bis auf Eine Million 
Thaler vermehrt werden. 

Dieſer Beſchluß bedarf vor feiner Ausführung der landesherrlichen Ge⸗ 
nehmigung. 


Artikel 11. 


Die zeitigen Aktionaire haben nach Verhaͤltniß ihrer Aktien ein Vor⸗ 
zugsrecht auf die neu zu emittirenden Aktien. 


Drittes Kapitel. 
Artikel 12. 


Die Aktien lauten auf jeden Inhaber und ſind in Deutſcher Sprache 1 

nach dem Schema A. abgefaßt. e 
„Die Aktien werden mit einer laufenden Nummer in ein Stammregiſter 

(Aktienbuch) eingetragen und von dem Vorſitzenden und den zwei Mitgliedern 

des Verwaltungsrathes unterzeichnet. 

’ Jeder Aktionair hat das Recht, feine Aktien bei den Kaſſen, welche der 

Verwaltungsrath bezeichnen wird, verwahrlich niederzulegen. f 


Artikel 13. . 


Alle binnen fuͤnf Jahren nach dem Faͤlligkeitstermine nicht erhobenen 
Dividenden ſind zum Vortheile der Geſellſchaft verjaͤhrt. 


Artikel 14. 


Die Uebertragung der Aktien geſchieht durch bloße Uebergabe des Aktien⸗ 
Dokuments. Geht eine Aktie, oder gehen Dividendenſcheine dem Eigenthuͤmer 
verloren, oder werden fie vernichtet, fo iſt deren Mortifikation bei dem Königlichen 
Stadt: und Kreisgericht zu Danzig auszubringen. Sobald in dem diesfälligen 
Verfahren, welches nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften ſtattfindet 
und in welchem die Proklamata in den im Artikel 35. bezeichneten Blaͤttern 
zu publiziren ſind, die Aktien oder Dividendenſcheine rechtskraͤftig fuͤr mortifi⸗ 
zirt erkannt ſind, hat der Verwaltungsrath neue auszufertigen und zwar Di⸗ 
videndenſcheine, ſoweit, als die mortifizirten nicht etwa über Dividenden 

(Ar. 4354.) gelau⸗ 
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gelautet haben, welche der Eigenthuͤmer nach Artikel 13. bei Ausbringung 
des gerichtlichen Mortifikationsverfahrens nicht mehr zu fordern berechtigt war. 

So lange der Aktionair den Betrag der Aktie nicht vollſtaͤndig berich- 
tigt hat, wird er durch Uebertragung ſeines Anrechtes auf einen Andern von 
der Verbindlichkeit zur Zahlung des Ruͤckſtandes nicht befreit. 

Solche Uebertragung kann nur mittelft Ceffion auf der Quittung erfol⸗ 
gen, fie muß dem Verwalkungsrathe angezeigt und nachgewieſen werden. Die 
etwa verlorene oder vernichtete Quittung reſp. Ceſſionsurkunde wird durch eine 
Privaterklaͤrung mortifizirt. 


Artikel 15. 


Am 31. Dezember jeden Jahres, zuerſt am 31. Dezember 1856., ſoll 
uͤber die Aktiva und Paſſiva der Geſellſchaft eine Bilanz oder eine Inventur 
errichtet werden, welche binnen der erſten drei Monate des folgenden Jahres 
abgeſchloſſen und in ein eigens dafuͤr beſtimmtes Buch eingetragen werden muß. 

Die Bilanz iſt der Königlichen Regierung, in deren Bezirke die Ges 
ſellſchaft ihren Sitz hat, mitzutheilen und alljaͤhrlich oͤffentlich bekannt zu 
machen. | 

In diefer Bilanz werden alle Schiffe, Maſchinen, Materialien, etwa 
angekaufte Grundſtuͤcke, nach ihrem wahren Werthe zur Zeit der Bilanz und 
Inventur, ausſtehende, vom Verwaltungsrathe für ſicher erachtete Forderun— 
gen nach dem Nennwerthe, zweifelhafte ausſtehende Forderungen nur mit dem 
Werthe, der ihnen durch Beſchluß des Verwaltungsrathes beigelegt wird, zum 
Anſatz gebracht. Schiffe, Maſchinen, Materialien und Grundſtuͤcke dürfen nie⸗ 
mals uͤber den Koſtenpreis angeſetzt werden. 

Der Ueberſchuß der Aktiva uͤber die Paſſiva bildet den Jahresgewinn 
der Geſellſchaft. 


Artikel 16. 


Aus dieſem Jahresgewinn werden vorweggenommen: 
1) das Gehalt des Rhedereidirektors, beſtehend in zwei Prozent vom Brutto- 
Ertrage der Fracht (Artikel 30.), 
2) zwei Prozent des emittirten Aktienkapitals zur Bildung des Reſerve— 
fonds (Artikel 18.). 
Der Reſt des Jahresgewinnes wird als Dividende unter die Aktio⸗ 
naire vertheilt. 


Artikel 17. 


Die Zahlung der Dividende erfolgt in einer Rate am 15. April zu 
Danzig, und wenn der Verwaltungsrath es angemeſſen erachtet, auch an an⸗ 
deren, von ihm zu beſtimmenden Orten des Inlandes. 


Artikel 18. 


Der Reſervefonds iſt zur Beſtreitung unvorhergeſehener Ausgaben be⸗ 
ſtimmt. Er kann jedoch nur auf den beſonderen und von der Generalverſamm⸗ 
lung der Aktionaire genehmigten Vorſchlag des Verwaltungsrathes ganz ie 

theil⸗ 
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theilweiſe zur Verwendung kommen. Zehntauſend Thaler werden vorweg als 
Stammkapital in dieſen Reſervefonds gelegt. — Die nutzbare Anlegung deſſel⸗ 
ben bleibt dem Verwaltungsrathe nach eigenem Ermeſſen uͤberlaſſen. 
Sobald der Reſervefonds einen Beſtand von einem Viertel des Aktien⸗ 
Kapitals erreicht hat und behaͤlt, kann durch Beſchluß der Generalverſamm⸗ 


lung die Erhebung der zwei Prozent ganz eingeftellt oder dieſer Prozentſatz 


verringert werden. 
Artikel 19. 


Jede Aktie iſt untheilbar und kann nur durch eine einzige Perſon ver⸗ 
treten werden. 


Viertes Kapitel. 
Artikel 20. 


Die Geſchaͤftsangelegenheiten der Geſellſchaft werden von einem aus 
fuͤnf Mitgliedern und drei Stellvertretern beſtehenden Verwaltungsrathe beſorgt, 
welche Aktionaire, Inlaͤnder fein und zu Nun ihren Wohnſitz haben muͤſſen. 

Dieſer Verwaltungsrath wird von der ( eneralverſammlung durch ab⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit ernannt. 

Die Wahl geſchieht durch geheime Abſtimmung. 


Artikel 21. 


Die Funktion der Mitglieder des Verwaltungsrathes dauert fuͤnf Jahre. 
In jedem Jahre ſcheidet einer derſelben aus. Die Reihenfolge des Ausſchei⸗ 
dens wird durch das Loos beſtimmt. Das erſte Ausſcheiden durch das Loos 
findet jedoch erſt am 1. Januar 1859, ſtatt und die uͤbrigen von dieſem Zeit⸗ 
punkte ab von Jahr zu Jahr. f a a 

Der Gewaͤhlte muß das Amt annehmen, die ausſcheidenden Mitglieder 
find wieder waͤhlbar. 

Ein Mitglied des Verwaltungsrathes, welches ſeine Zahlungen einſtellt, 
ſcheidet ſogleich aus. Wird ein Mitglied des Verwaltungsrathes zum Rhede⸗ 
reidirektor (Artikel 28.) erwaͤhlt, fo tritt für den Ausſcheidenden der erſte Stell⸗ 
vertreter ein. 

Artikel 2. 
Fuͤr das erſte Mal ſind, was vertragsmaͤßige Bedingung iſt, zu Mit⸗ 
gliedern des Verwaltungsrathes hiemit ernannt: a i 

1) Herr Samuel Baum, 
2) Herr Guſtav Friedrich Focking, 
3) Herr John Gibſone, 
4) Herr Carl Robert v. Frantzius, 
5) Herr Samuel Normann. 

Erſter Stellvertreter Herr Carl Uphagen, 

zweiter Stellvertreter Herr Laſer Goldſchmidt, 

dritter Stellvertreter Herr John Sprott Stoddart. 

(Nr. 4354. A 


Verwaltung. 


zu 


Artikel 83. ö 


Der Verwaltungsrath wählt aus feiner Mitte einen Vorſitzenden und 
einen Stellvertreter deſſelben. N f 

Der Verwaltungsrath verſammelt ſich in jedem Viertelfahre wenigſtens 
einmal zu Danzig. Die Beſchluͤſſe deſſelben werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Praͤſidenten. Ein 
gültiger Beſchluß kann nur bei Anweſenheit des Praͤſidenten reſp. feines Stell⸗ 
vertreters und wenigſtens zwei Mitgliedern gefaßt werden. 

Jedes Mitglied iſt berechtigt, feine Stimme über Angelegenheiten, welche 
in den Verſammlungen des Verwaltungsrathes zur Diskuſſion kommen, im 
Voraus ſchriftlich abzugeben. 

Die Protokolle uͤber die Sitzungen des Verwaltungsrathes muͤſſen in 
ein beſonderes Protokollbuch von einem dazu beſtimmten Mitgliede eingetragen 
und von ſaͤmmtlichen anweſenden Mitgliedern unterſchrieben werden. 


Artikel 24. 


Der Verwaltungsrath nimmt Kenntniß von allen Angelegenheiten der 
Geſellſchaft und beſchließt uͤber Alles, was ſie betrifft. Namentlich beſtimmt 
er die Verwendung und Anlage disponibler Gelder, den Zeitpunkt, die Art 
und Weiſe und die Bedingungen aufzunehmender Summen. Er entſcheidet 
über den An⸗ und Verkauf von Sachen aller Art, namentlich Schiffen, Ma: 
ſchinen, Materialien, Grundſtuͤcken, über den Bau der Schiffe, den Anfang und 
Ort der Bauten, uͤber neue Anlagen, uͤber große Reparaturen. i 

Er iſt befugt, fuͤr die Geſellſchaft Vertraͤge, Vergleiche und Kompro⸗ 
miſſe einzugehen, Vertreter zu ernennen; er hat alle Befugniffe eines Proku⸗ 
riſten, Disponenten, Spezialbevollmaͤchtigten und namentlich in allen Faͤllen, 
welche H. 99 — 109. Theil I. Tit. 13. Allgemeinen Landrechts erwähnen; er 
zeichnet die Firma der Geſellſchaft (ſiehe Artikel 25.). i 

Ueberhaupt ift der Verwaltungsrath keineswegs auf die hiervor ſpeziell 
aufgeführten Befugniſſe beſchraͤnkt, vielmehr auch zu allen anderen Verfuͤgun⸗ 
gen über das Vermögen des Vereins ohne Ausnahme berechtigt, und ſeine 
vorſtehend einzeln aufgeführten Befugniffe find nicht im beſchraͤnkenden, ſon⸗ 
dern nur im erwaͤhnenden Sinne aufgezaͤhlt. Der Verwaltungsrath beruft 
die Generalverſammlungen; er erwählt den Rhedereidirektor; bei dieſer Wahl 
muͤſſen fuͤnf Mitglieder reſp. deren Stellvertreter ihre Stimme abgeben. 


Artikel 25. 


Der Verwaltungsrath hat die Befugniß, Eines oder mehrere ſeiner Mit⸗ 
glieder oder andere Perſonen, mögen fie auch nicht Aktionaire fein, abzuordnen, 
um die Angelegenheiten der Geſellſchaft uͤberall, wo es erforderlich iſt, zu lei⸗ 
ten. Er beſtimmt durch Spezialinſtruktionen den Umfang der Befugniſſe die⸗ 
ſer Delegirten. — Alle Akta des Verwaltungsrathes muͤſſen vom Vorſitzenden 
reſp. ſeinem Stellvertreter und zwei Mitgliedern gezeichnet werden. 


Ar⸗ 


— 19 — 


Artikel 26, 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes haben für ihre Thätigfeit in 


ſolchem keinen Anſpruch auf Belohnung; nur etwanige Auslagen und Reiſe⸗ 
koſten, wie Verwaltungsunkoſten, werden ihnen 17 0 : ' 


Artikel 27. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß Eigenthuͤmer von minde⸗ 
ſtens fuͤnf Aktien der Geſellſchaft ſein. Die Dokumente dieſer Aktien muͤſſen 
bei der Kaſſe der Geſellſchaft deponirt liegen. 


Fünftes Kapitel. 


f Artikel 28. f 8 
Zur Leitung der Rhedereiangelegenheiten und Ausfuͤhrung ſonſtiger Ge⸗ 


Von der Oi⸗ 


ſchaͤftsangelegenheiten ernennt der Verwaltungsrath einen Rhedereidirektor rettion. 


(Schiffsdirektor), entweder aus den Aktionairen oder außerhalb derſelben, und 
zwar auf drei Jahre. Der Erwaͤhlte muß in Danzig wohnen und Eigenthuͤ⸗ 
mer von zehn Aktien ſein oder vor Antritt des Amtes werden; dieſe Aktien 
find, fo lange die Funktionen dauern, unveräußerlich und bleiben bei der Ge⸗ 
ſellſchaftskaſſe als beſondere Kaution deponirt. Der Erwaͤhlte wird dem See⸗ 
gerichte zu Danzig zur Kenntnißnahme von ſeiner Ernennung angezeigt. 


Artikel 29. . 


In den Rhedereiangelegenheiten der Geſellſchaft hat der Rhedereidirek⸗ 
tor uneingeſchraͤnkte Vollmacht; in ſolchen zeichnet er die Firma 15 Geſel⸗ a 


ſchaft als deren Prokuriſt. 


Artikel 30. 
Der Rhedereidirektor hat namentlich alle Rechte und Pflichten eines v 
Rhedern zur Verwaltung ihres gemeinſchaftlichen Intereſſes beſtellten Schiffs⸗ 
Direktors, ſogenannten Korreſpondenzrheders (efr. HH. 1431. 1432. Theil II. 


Titel 8. Allgemeinen Landrechts). Für feine Verwaltung erhaͤlt er zwei Pro⸗ 
zent vom Bruttobetrage der Frachten; er darf weiter nichts, namentlich keine 


Zinſen fuͤr etwa vorgeſchoſſene Gelder berechnen. — Er muß einen Jahres⸗ 
bericht und alle drei Monate an den Verwaltungsrath Bericht erfiafen 155 
die zum Betriebe nicht nörhigen Fonds an die Geſellſchaftskaſſe abfuͤhren. 
Der Rhedereidirektor hat fuͤr die entſprechende Berſicherung der Schiffe gegen 
Seegefahr, wie gegen Feuersgefahr im Winterlager Sorge zu tragen. 
Artikel 31. 8 | 

Ferner muß der Rhedereidirektor die ihm gewordenen Aufträge des Ver⸗ 
waltungsrathes laut deſſen Inſtruktionen ausführen und den Verwaltungsrath 
über die Lage aller Geſellſchaftsangelegenheiten in Kenntniß ſetzen. Die 

Jahrgang 1856. (Nr, 4354.) 5 i 15 


Schiffs⸗ 


Von den Ge⸗ 
neralverſamm⸗ 
lungen. 
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Schiffskapitaine, Agenten und ſonſtige Angeſtellte erwaͤhlt und beſtellt der Rhe⸗ 
dereidirektor. i 


Artikel 32. 


Fuͤr den Fall der Abweſenheit oder momentanen Verhinderung kann der 
Rhedereidirektor unter Genehmigung des Verwaltungsrathes ſeine Befugniſſe 
fuͤr die Expedition der laufenden Geſchaͤfte ganz oder theilweiſe einem Dritten 
unter ſeiner, des Subſtituenten, Verantwortlichkeit und auf ſeine Koſten uͤber⸗ 
tragen. 


Sechſtes Kapitel. 


Artikel 33. 


Die Generalverſammlung ſtellt die Geſammtheit der Aktionaire dar. 
Ihre Entſcheidungen ſind fuͤr Alle, ſelbſt fuͤr die Abweſenden, verbindlich. 


Artikel 34. 


Die Generalverſammlung beſteht aus denjenigen Aktionairen, deren jeder 
mindeſtens fuͤnf Aktien beſitzt. 5 | 

Jeder hat fo viel Stimmen, fo viel Mal er fünf Aktien beſitzt; Keiner 
kann aber mehr als fünf Stimmen haben. Zum Beiſpiel geben fünf bis zehn 
Aktien exkl. Eine Stimme, zehn bis vierzehn inkl. zwei Stimmen. 

Der zur Theilnahme an der Generalverſammlung berechtigte Aktionair 
kann ſich kraft ſchriftlicher Spezialvollmacht durch einen ſtimmberechtigten Ak⸗ 
tionair darin vertreten laſſen. Der Bevollmaͤchtigte muß ſeine Vollmacht, 
nachdem er ſie als richtig beſcheinigt, beim Eintritt in die Verſammlung dem 


Vorſitzenden uͤbergeben. Einer und derſelbe Bevollmaͤchtigte kann mehrere 


ſtimmberechtigte Aktionaire vertreten; er hat fo viel Stimmen, als feine Voll⸗ 
machtgeber haben wuͤrden, jedoch nicht uͤber das oben feſtgeſetzte Maximum 
von fünf Stimmen hinaus, wobei indeß feine eigenen Stimmen nicht mitge⸗ 
rechnet werden. f 

Die Aktien der in der Generalverſammlung erſcheinenden oder vertrete⸗ 
nen Aktionaire muͤſſen vor der Generalverſammlung entweder bei den Bankiers 
der Geſellſchaft oder bei der Kaſſe der Geſellſchaft hintergelegt werden, welche 
dagegen einen Empfangſchein und eine mit dem Namen des Aktiongirs be= 
zeichnete Perſonal⸗Eintrittskarte ertheilen. 


Artikel 35. 


Die Generalverſammlung tritt jaͤhrlich an dem 15. Mai in Danzig zu⸗ 
ſammen; fallt dieſer auf einen Sonn- oder Feſttag, fo iſt fie auf einen der 
naͤchſten drei Tage zu berufen. 

Der Tag der Verſammlung wird den Aftionairen einen Monat vorher 
ne Inſertion in die fofort zu erwaͤhnenden Blätter bekannt 
gemacht. i f f 
In dieſer Verſammlung erſtattet der Verwaltungsrath den Aftionairen 
Bericht uͤber die Lage der Geſellſchaft. . g 

f Die 


Die obigen und überhaupt alle von der Gefellfchaft zu erlaſſenden Be⸗ 
kanntmachungen geſchehen: f a 
az) zu Danzig in dem Intelligenzblatte und Regierungs-Amtsblatte, 
b) zu Berlin in dem Staatsanzeiger, 
c) zu Stettin in der Oſtſeezeitung. 

Geht eines dieſer Blaͤtter ein, ſo iſt der Verwaltungsrath befugt, ein 
anderes in deſſen Stelle zu beſtimmen, muß jedoch alsdann die Aktionaire 
durch eine Bekanntmachung in den forterſcheinenden Blaͤttern davon in Kennt⸗ 
niß ſetzen. 

Di Staatsregierung iſt berechtigt, die Beſtimmung über die Geſellſchafts⸗ 
blätter durch eine Verfügung abzuandern, welche in den Amtsblaͤttern derje⸗ 
fahne Regierungen zu veröffentlichen iſt, in deren Bezirke dieſe Blätter er- 
ſcheinen. a 


Artikel 36. 


Die Generalverſammlung kann durch Beſchluß des Verwaltungsrathes 
außerordentlich berufen werden. Der Verwaltungsrath hat daruͤber zu ent⸗ 
ſcheiden, ob der Gegenſtand der Berufung in den oͤffentlichen Anzeigen naͤher 
bezeichnet werden ſoll, mit Vorbehalt des Falles des Artikels 43. 

Wenn es ſich um Statutenaͤnderungen oder um Vermehrung des Aktien⸗ 
Kapitals innerhalb des im Artikel 10. vorgeſehenen Maximums handelt, iſt 
dieſer Gegenſtand der anberaumten Generalverſammlung in den öffentlichen 
Anzeigen bekannt zu machen. 5 

Jedenfalls muß die Anzeige enthalten, daß die Verſammlung eine außer⸗ 
ordentliche ſei. a 5 


Artikel 37. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes fuͤhrt den Vorſitz ſowohl in 
den ordentlichen als außerordentlichen Generalverſammlungen. Die beiden 
ſtaͤrkſtbetheiligten anweſenden Aktionaire find Stimmzaͤhler; im Falle ihrer 
Weigerung die beiden zunaͤchſt am ſtaͤrkſten Betheiligten und ſo weiter, bis 
zur Annahme. : 

Die Protokolle der Generalverſammlungen werden von einem Notar auf: 
genommen, von ihm, dem Vorſitzenden und den beiden Stimmzaͤhlern vollzo⸗ 
gen und dann, auf Verlangen, vom Notar zum öffentlichen Glauben aus⸗ 
gefertigt. 8 


Artikel 38. 


Durch ein von einem Notar auf Grund der Protokolle der Geſellſchaft, 
ſei es der Generalverſammlung, ſei es des Verwaltungsrathes, ausgeſtelltes 
Atteſt werden die Perſonen des Verwaltungsrathes und der Rhedereidirektor 
in ihrer Eigenſchaft und zur Ausuͤbung der ihnen beigelegten Befugniſſe gegen 


dritte Perſonen und Behörden legitimirt. 


| Artikel 39. Ä 
Die Generalverſammlungen beſchließen über die ihnen vorzulegenden 
Gr. 4354.) 5 ae Rech 
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Rechnungen, ſowie über alle Anträge des Verwaltungsrathes. Sie ernennen 
die Mitglieder des Verwaltungsrathes mit abſoluter Stimmenmehrheit und 
mittelſt Skrutiniums. \ 

Tritt nicht die abſolute Majoritaͤt ſofort beim erſten Skrutinium ein, fo 
werden die Abſtimmungen uͤber die Kandidaten, jedesmal mit Ausſchluß des 
mit den wenigſten Stimmen Verſehenen, fortgeſetzt, bis die abſolute Mehrheit 
fuͤr Einen erlangt iſt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden zu ziehende Loos. 


Artikel 40. 


Die jährliche Generalverſammlung ernennt zwei Reviſoren zur Prüfung 
der vom Verwaltungsrathe der naͤchſten Generalverſammlung vorzulegenden 
Rechnungen und Bilanzen. 

Die erſten Reviſoren find, was vertragsmaͤßige Bedingung iſt, vom Ber: 
waltungsrathe vor Ablauf des erſten Betriebsjahres zu ernennen. 

Die Funktionen der Reviſoren beginnen ſechs Wochen vor der Rech⸗ 
nungsablegung in der Generalverſammlung und erlöjchen mit der Aufhebung der 
Letzteren. Sollten die ernannten Reviſoren aus irgend einem Grunde verhin⸗ 
dert ſein, dieſe Arbeit zu bewirken, ſo ernennt der Verwaltungsrath einen reſp. 
zwei andere Reviſoren. \ 

Waͤhrend dieſer ſechs Wochen prüfen die Reviſoren am Sitze der Ge⸗ 
ſellſchaft die Rechnungen des vorhergehenden Jahres; es ſind ihnen alle Akten 
und Papiere, deren Einſicht ſie verlangen, ſofort vorzulegen, und fertigen ſie 
ihren Bericht an die Generalverſammlung. Dieſer Bericht muß acht Tage 
11 anberaumten Generalverſammlung dem Verwaltungsrathe mitgetheilt 
werden. f : 


Artikel 41. 


Alle Beſchluͤſſe der Generalverſammlung werden mittelſt abſoluter Stim⸗ 
menmehrheit der Anweſenden gefaßt, vorbehaltlich des im folgenden Artikel 
vorgeſehenen Falles. 

Die Abſtimmung iſt oͤffentlich oder, falls es von zehn Perſonen verlangt 
wird, geheim, die Wahlen der Mitglieder des Verwaltungsrathes (Artikel 20. 
39.) ſind ſtets geheime. N f 


Artikel 42. 


Modifikationen, Abaͤnderungen und Zuſaͤtze zu dem gegenwaͤrtigen Sta⸗ 
tute koͤnnen nur in einer außerordentlichen Generalverſammlung auf den Vor⸗ 
ſchlag des Verwaltungsrathes mittelſt einer Majoritaͤt von zwei Drittheilen 
der anweſenden Stimmen beſchloſſen werden und beduͤrfen der landesherrlichen 
Genehmigung. g 

Der Verwaltungsrath ſoll im Voraus ermaͤchtigt ſein, in alle Abaͤnde⸗ 
rungen, Modifikationen und Zuſaͤtze, welche die Staatsregierung zur Beſtaͤti⸗ 
gung dieſes Statuts jetzt oder ſpaͤter für nöthig erachten möchte, zu willigen 
und die in Folge deſſen erforderlichen Akte zu vollziehen. ö 


Sie⸗ 
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Siebentes Kapitel. 
Artikel 43. 


Die Geſellſchaft iſt überhaupt in jeder Beziehung den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 9. November 1843. unterworfen. 


Artikel 44. d 
. Sollten die Gruͤnde der Aufloͤſung ſich vor dem Zeitpunkte des jaͤhr⸗ 
lichen Zuſammentritts der Generalverſammlung ergeben, ſo iſt der Verwal⸗ 
tungsrath verpflichtet, dieſelbe außerordentlich zu berufen. 


Artikel 45. 


Die Liquidation wird durch den Verwaltungsrath beſorgt. Der Ver⸗ 
waltungsrath waͤhlt hiezu drei ſeiner Mitglieder und einen erſten wie zweiten 
Stellvertreter, deren Namen in den, im Artikel 35. bezeichneten Blaͤttern be⸗ 
kannt gemacht werden muͤſſen. \ eke 

Ebenſo muͤſſen die Namen von drei anderen Perſonen, welche die Ge⸗ 
neralverſammlung zur Ueberwachung der Liquidation aus den Aktionairen er⸗ 
nennen muß, bekannt gemacht werden. 


Die Liquidationskommiſſarien erhalten eine Beſoldung; die Hoͤhe derſel⸗ f 


ben hat die Generalverſammlung feſtzuſetzen. E 
Die Liquidationskommiſſion vertritt unmittelbar den Verwaltungsrath, 
den Rhedereidirektor; ſie hat unbedingte Vollmacht zur Verwerthung des gan⸗ 
zen Vermögens und Einziehung aller Gelder; fie kann verkaufen, akkordiren, 
Vertraͤge, Vergleiche jeder Art ſchließen, Kompromiſſe über alle Streitpunkte 
und Klagen eingehen, gerichtliche Schritte jeder Art vornehmen und zu dieſem 
Ende uͤberall ſubſtituiren. 8 l N 
Die Beſchluͤſſe der Kommiſſion werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
(Fr. 4354.) 5 5 Im 


Allgemeine 
Beſtimmun⸗ üher dem Geſellſchaftsvorſtande, oder unter Mitgliedern dieſes unter ſich in 


gen. 
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Im Falle der Verhinderung, des Austritts oder des Abſterbens eines 
Kommiſſionsmitgliedes ergaͤnzt die Kommiſſion ſich durch den erſten und event. 
durch den folgenden Stellvertreter. 


Artikel 46. 


Vor Ablauf eines Jahres nach dem Beginne der Liquidation beruft 
die Kommiſſion unter Beobachtung der im Artikel 35. und 36. vorgeſchriebe⸗ 


nen Formen und Friſten die Aktionaire, theilt ihnen die Lage der Liquidation 
mit und die Verſammlung beſtimmt die Friſt zu ihrer Beendigung. 


Achtes Kapitel. 


Artikel 47. 
Alle Streitigkeiten, welche zwiſchen Aktionairen unter ſich oder gegen⸗ 


Bezug auf die Geſellſchaft oder deren Aufloͤſung entſtehen moͤchten, ſollen nicht 
auf: DPA gewöhnlichen Rechtswege, ſondern durch Schiedsrichter entſchieden 
werden. ; . 

Die Schiedsrichter duͤrfen zu keinem der ſtreitenden Theile in einem Ver⸗ 
haͤltniſſe ſtehen, welches fie geſetzlich hindert, mit voller Kraft fuͤr und wider 
beide ſtreitende Theile Zeugniß abzulegen. 

Jeder Theil ernennt binnen acht Tagen einen Schiedsrichter und beide 
Schiedsrichter waͤhlen binnen acht Tagen, allenfalls durch das Loos, einen 
Juriſten als Obmann. Dieſe drei Ernannten ſind berechtigt, wie verpflichtet, 
ſich in Danzig zu konſtituiren und daſelbſt nach der Preußiſchen Civilprozeß⸗ 
Ordnung zu verfahren. 

Die Parteien muͤſſen gleichfalls in Danzig beim Schiedsgericht erſchei⸗ 
nen oder ſich durch einen zu Danzig wohnhaften Bevollmächtigten vertreten 
laſſen und letzteren dem Schiedsgerichte ſchriftlich anzeigen. Nach der erſten 
Ladung, welche im Domizil der Partei erfolgt, werden alle folgenden Erlaffe 5 
des Schiedsgerichtes dem von der Partei benannten Bevollmaͤchtigten und, in 
Ermangelung eines ſolchen, durch Aushang im Geſchaͤftslokale der Geſellſchaft 
zu Danzig rechtsguͤltig inſinuirt. — Wenn eine Partei den von ihr gewaͤhl⸗ 
ten Schiedsmann der anderen ſchriftlich anzeigt, iſt letztere verpflichtet, binnen 
acht Tagen nach Empfang dieſer Anzeige ihren Schiedsrichter zu waͤhlen und 
der erſten Partei ſchriftlich anzuzeigen. — Geſchieht dies nicht oder waͤhlt 
eine Partei einen Schiedsrichter, der nicht die vorgedachten Eigenſchaften hat, 
ſo ernennt die andere Partei auch den zweiten Schiedsrichter allein mit 
voller Kraft. 

Gegen die Entſcheidung des Schiedsgerichtes, welches auch interimiſti⸗ 
ſche Feſtſetzungen treffen kann, findet keine Appellation ſtatt. 

Die Schiedsrichter ſind fuͤr die Beurtheilung der Wirkung der Beweis⸗ 
mittel nicht an poſitive Vorſchriften gebunden, ſondern entſcheiden nur nach 
ihrer freien, aus dem Inbegriffe der Verhandlungen gefchöpften Ueberzeugung. 

Dieſer Artikel vertritt die Stelle eines foͤrmlichen Kompromißvertrages. 


Schema 
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Schema A. 
Aktie 
Der. 
Danziger ARhedereisAftien-Gefellichaft 


JR 


über 


Fünfhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


eder Inhaber dieſer Aktie nimmt auf Hoͤhe des obigen Betrages von 
Fuͤnfhundert Thalern Preußiſch Kurant in Gemaͤßheit des am 
„ SERIRER landesherrlich beſtaͤtigten Statuts verhaͤltnißmaͤßig Theil an dem 
geſammten Eigenthum, Gewinn und Verluſt der Geſellſchaft. Das Grund— 
kapital betraͤgt Zweimalhunderttauſend Thaler, eingetheilt in vierhundert Aktien 
zu je fuͤnfhundert Thaler. 


Danzig, d . ch 185. 
Die Direktion der Danziger Rhederei⸗Aktien⸗Geſellſchaft. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes. Mitglieder des Verwaltungsrathes. 
N. N. N. N. NEN: 


Danziger Ühederei- Aktien- Gefellfhaft. 
Dividendenſchein zur Aktie N EEE 
N 8 
Inhaber empfängt am 15. April 18 8 gegen dieſen Schein an der 
Kaffe der Geſellſchaft zu Danzig die für das (erſte) Betriebsjahr er⸗ 
mitteſte Zi dende gen 
Danzig, den ten 18 


Der Verwaltungsrath. 


Art. 13. Alle binnen fuͤnf Jahren nach dem Falligkeitstermine nicht erhobenen 
Dividenden ſind zum Vortheil der Geſellſchaft verjaͤhrt. 


(Nr, 43544355.) (Nr. 4355.) 
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(Fr. 4355.) Bekanntmachung uͤber die unterm 12. Februar 1856. erfolgte Genehmigung 
eines Nachtrages zu dem Statut der Muͤlheimer Dampfſchleppſchiffahrts⸗ 
Geſellſchaft. Vom 21. Februar 1856. 


Dies Königs Majeſtaͤt haben die in der Generalverſammlung der Muͤlhei⸗ 
mer Dampfſchleppſchiffahrts⸗Geſellſchaft zu Muͤlheim an der Ruhr am 3. Mai 
v. J. beſchloſſenen und in einem Nachtrage zuſammengeſtellten Veraͤnderungen 
des unter dem 6. Juni 1853. beſtaͤtigten Statuts dieſer Geſellſchaft mittelſt 
Allerhöchften Erlaſſes vom 12. Februar d. J. zu genehmigen geruht, was nach 
Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes über Aktiengeſellſchaften vom 9. No⸗ 
vember 1843. mit dem Bemerken bekannt gemacht wird, daß der Statut⸗ 
Nachtrag mit der Beſtaͤtigungs⸗Urkunde durch das Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Duͤſſeldorf zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 


Berlin, den 21. Februar 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
d v. d. Heydt. i 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
. (Rudolph Decker.) 


